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Seit Beginn dieses Jahrhunderts und
extrem seit der sogenannten Flücht-
lingskrise von 2015/2016 befindet sich 
Westeuropa vor einer existenziellen
Herausforderung durch eine demogra-
fische Explosion. Diese findet ausser-
halb der europäischen Grenzen statt, 
trifft Europa aber ins Knochenmark 
dadurch, dass sie in sein Territorium
eindringt. Die Bevölkerung der Region
des Nahen Ostens und Nordafrikas hat
sich in den wenigen vergangenen Jahr-
zehnten beinahe verdoppelt. Diese 
demografische Explosion wird unglück-
licherweise von wirtschaftlicher Stag-
nation aller Länder der Region sowie
durch einen politischen Rückfall in 
mittelalterlich-despotische Herrschafts-
strukturen begleitet. Die verzweifelten
Nahost-Muslime suchen nach einem
«Outlet» und glauben, dies in Europa zu
finden; sie kommen zu Millionen und
Europa ist auf diese demografische 
Lawine nicht vorbereitet.

In dieser Atmosphäre fand der Ara-
bische Frühling statt und bot einen
Hoffnungsschimmer für Freiheit,
Demokratie und Entwicklung. Statt-
dessen erfolgte Staatszerfall, woraus
innere Kriege in Libyen, Syrien, Irak
und Jemen resultierten, deren Ende 
nicht in Sicht ist. In den nächsten Jah-
ren werden weitere nahöstliche Staaten
folgen, vorrangig die Türkei und mögli-
cherweise Ägypten und Algerien. Zur
Globalisierung unserer Zeit gehört der
Missstand, dass andere Staaten die
Zeche für diese Fehlentwicklung im
Nahen Osten zu zahlen haben, konkret
ist hier Westeuropa angesprochen.

Fromme Sprüche
Die grosse Bedrohung Europas seit

dem Zweiten Weltkrieg bildet die gegen-
wärtige Krisensituation der Völker-
wanderungen, die unter dem Namen
Flucht aus Nordafrika, Nahost, Zent-
ralasien und Schwarzafrika in Richtung 
Europa erfolgen. Bisher kamen mehr als 
zwei Millionen Menschen, weitere Milli-
onen sitzen auf ihren Koffern, um nach 
Europa zu gelangen. Ich habe es mehr-
fach persönlich beobachtet, wie die in
Europa Ankommenden ihren Clan-
Angehörigen berichten, wie «toll» es 
ihnen in Europa gehe; sie schneiden auf
über das angebliche Paradies und laden 
zum Nachziehen ein. Das europäische
Recht auf Familienzusammenzug er -
laubt dies, ja fordert es.

Auf diese Herausforderungen hat
die EU ausser frommen Sprüchen wie
«Solidarität» keine Strategie zu bieten.
In Europa ist in den vergangenen Jah-
ren ein politisch korrektes vorherr-
schendes von Linksgrünen bestimmtes
Narrativ entstanden, das mit Gesin-
nungsterror jede freie Diskussion über
die hier behandelte Thematik verbietet.

Jenseits jeder Migrations-Romantik 
muss man zunächst einräumen, dass
die westeuropäische Bevölkerung in
ihrer demografischen Entwicklung sta-
gniert. Hierdurch entstehen demografi-
sche Wachstumsdefizite in Westeuropa 
verbunden mit dem Bedarf an Einwan-
derern. Jedoch brauchen die technisch
komplexen westeuropäischen Gesell-
schaften hoch ausgebildete Arbeits-
kräfte und keine Armutsflüchtlinge, die
Parallelgesellschaften in europäischen 

Grossstädten bilden und das Sozialsys-
tem erheblich belasten.

Zuwanderung wäre, wenn gesteu-
ert, eine Bereicherung für Europa, 
ebenso wie zunehmende kulturelle
Vielfalt. Dies ist jedoch nur durch kont-
rollierte Öffnung der Grenzen als Norm
der Globalisierung möglich; diese Ent-
wicklung muss durch die betroffenen 
Staaten gesteuert werden. Wer sich
aber gegen diese Entwicklung erhebt
und widerspricht, riskiert es, mit den
Keulen des «Populismus», «Rassismus»
und der «Islamophobie» erschlagen und
mundtot gemacht zu werden.

Die Deutschen sind nicht nur im 
Fussball Weltmeister, sondern auch in
der Ideologisierung der Problematik 
der Zuwanderung. Ein Beispiel hierfür
ist der deutsche Professor Herfried
Münkler. In dem Buch «Die neuen Deut-
schen» des Ehepaars Münkler werden
Zuwanderer upgegradet, ohne eine ein-
deutig definierbare Bestimmung. Die 
anderen Gesinnungsethiker der Will-
kommenskultur nennen sie die «neuen
Bürger». Wenn man unter Bürger Cito-
yen/Citizen versteht, dann erfüllt kei-
ner der circa zwei Millionen Flüchtlinge 
diese Bestimmung. Solange Islam-
Gemeinden in Europa das Integrations-
konzept des Euro-Islam bekämpfen und
in Parallelgesellschaften leben, können
islamische Zuwanderer keine europäi-
schen Citoyens werden.

Verantwortungsethisch gilt es, eine
rechtliche, soziale und politische Ein-
ordnung der Flüchtlinge vorzunehmen.
Es ist von zentraler Bedeutung, die Auf-
nahmegesellschaft und ihre Identität 
selbst zu definieren. Die Linksgrünen 
neigen dazu, langfristig die einheimi-
sche Bevölkerung in eine Minderheit zu
verwandeln. Im Gegensatz zu Mig-
ranten wird Europäern eine eigene
Identität untersagt. Dazu kommt der
Unterschied zwischen Einwanderung
und Zuwanderung, den die Münklers in 
ihrem Buch ausblenden. Dagegen muss
klargestellt werden, ob die Aufnahme-
gesellschaft ein Ein- oder ein Zuwande-
rungsland ist.

Statistisch und politisch charakteri-
siert sich Merkels Deutschland im Zeit-
raum 2015/2016 dadurch, dass es als
ein Zuwanderungsland einzuordnen ist
– auch ein Top-Aufnahmeland. Es nimmt
Millionen Menschen ohne eine klare 
Bestimmung, ja sogar ohne Papiere, in
sein Territorium auf. Im Rahmen einer
Willkommenskultur erfolgt dies auf eine
auffällig naturwüchsige Weise.

Ein Zuwanderungsland lässt nicht
nur beliebig Menschen, die keine Bür-
ger sind, hinein, sondern hat auch darü-
ber hinaus kein Policy-Konzept für den
Umgang mit diesen Menschen bezie-
hungsweise wie sie in das bestehende
Gemeinwesen eingegliedert werden
können. Die USA, Kanada und Austra-
lien sind klassische Einwanderungslän-
der, wohingegen Deutschland das pro-
minenteste Zuwanderungsland der
Welt ist; prominent deshalb, weil es sta-
tistisch gesehen mehr Migranten als

selbst die USA aufnimmt. Alleine Ham-
burg nimmt pro Jahr die Hälfte der Zahl
von Migranten (35 000) auf, die die 
USA in einem Jahr aufnehmen (70 000).

Fremde, die das Territorium eines 
anderen Landes betreten, müssen eine
klare soziologische und juristische
Bestimmung haben. Für diese Fremden
gibt es fachlich sechs Einordnungs-
Kategorien: 1. Gastarbeiter, 2. Migran-
ten als Einwanderer (erwünscht),
3. Migranten als Zuwanderer (uner-
wünscht), 4. Illegale Armutsflüchtlinge, 
5. Kriegsflüchtlinge nach internationa-
lem Recht und 6. politisch verfolgte
Individuen, die das Recht haben, nach 
Art. 16 GG Asyl zu bekommen. Diese 
Kategorien sind nicht vertauschbar; ein
Asylant ist zum Beispiel kein Migrant.
Eine humanitäre Politik kann keine
Einwanderungspolitik ersetzen. Dieser
internationale Standard des Wissens
über den Gegenstand scheint heute in
Europa nicht zu gelten, weil es der
linksgrünen Ideologie widerspricht.

Als ein Beispiel für Kategorie 1, das
heisst die Gastarbeiter, kann man Tür-
ken, Spanier und Italiener nennen, die
nach 1960 rechtlich befristet in die
Schweiz und nach Deutschland kamen. 
Die verbliebenen fünf Kategorien wer-
den in Deutschland durcheinander-
gebracht und in den Topf «Asylsu-
chende» geworfen. Es ist einfach lächer-
lich, wie der deutsche Staat aufwendige 
Verfahren zur Stellung und Überprü-
fung von Asylanträgen durchführt, die
im Resultat wertlos bleiben. Denn ein
negatives Ergebnis ändert nichts daran,
ob die angenommenen und abgelehn-
ten Asylsuchenden im Lande bleiben 
dürfen oder nicht. Abgelehnte Asylbe-
werber (zurzeit in Deutschland circa
eine halbe Million) bekommen zunächst 
Duldungsstatus, der nach wenigen Jah-
ren mit einem Daueraufenthaltsrecht
mit einem weiteren Recht auf vollen
Zugang zu sozialstaatlichen Leistungen
verbunden ist.

Die Libanesen von Essen
Ich möchte die Stadt Essen als ein

Beispiel anführen: Ein Drittel der dort 
seit dem Libanon-Krieg 1975–1990
lebenden Libanesen wird seit drei Gene-
rationen rechtlich nur «geduldet». Diese
abgelehnten libanesischen Asylbewer-
ber leben in einer Parallelgesellschaft in
ihren Clans von der Kriminalität. Es
stellt sich die zynische Frage: Warum
werden solch aufwendige Asylverfah-
ren durchgeführt, wenn sie gar keine 
Auswirkung haben? In einem FAZ-Arti-
kel hierüber wird vermutet, dass die
neuen Migranten «dem libanesischen
Modell von Essen folgen werden».

Die Diskussion darüber, ob die
Flüchtlinge gut oder schlecht für Europa
seien, wird vorwiegend gesinnungs-
ethisch, nicht verantwortungsethisch
geführt. Ich führe knapp an, worin der
Unterschied nach Max Weber besteht.
Zur Verantwortungsethik gehören drei
Qualitäten: «1) Verantwortungsgefühl,
2) Augenmass, 3) Leidenschaft im
Sinne von Sachlichkeit». Dagegen
beruht Gesinnungsethik nach Weber 
auf der «Romantik des intellektuell inte-
ressanten», die «irrationale Taten» her-
vorruft. Zur Gesinnungsethik gehört 
auch ein Moralisieren, das die Welt in
«Gutes und Böses» manichäisch zwei-
teilt, nach der Logik, dass «aus Gutem

nur Gutes, aus Bösem nur Böses» kom-
men könne. Diese Denkweise dominiert 
das Denken der Kanzlerin.

Asyl ist kein Gruppenrecht
Gesellschaftlich ist es neben der Dif-

ferenzierung zwischen Ein- und Zuwan-
derung erforderlich, auch zwischen
humanitärer und Einwanderungspolitik 
zu unterscheiden. Es ist unbestreitbar, 
dass politisch Verfolgte ein Recht auf Asyl 
haben – dieses Recht ist aber ein indivi-
duelles und kein Gruppenrecht. Die
Anmerkung einer politischen Verfolgung
verleiht dem Antragsteller zudem keinen 
Dauerstatus, ist also keine Einwande-
rung. Denn das Asylrecht berechtigt nur
zu einem zeitlich begrenzten Aufenthalt.
Zuwanderung ist naturwüchsig und cha-
otisch, so wie in Deutschland von Sep-
tember bis Dezember 2015, als Grenz-
kontrollen abgeschafft wurden und 1,5
Millionen Menschen unkontrolliert
kamen. Einwanderung erfolgt dagegen
erstens nach Bedarf der Aufnahmegesell-
schaft und zweitens mit dem Ziel, die
eingewanderte Person auf Dauer zum
individuellen Mitglied des Gemeinwe-
sens zu machen. Ein Bürger-Status als
Citoyen muss durch Arbeit erworben
werden und kann nicht geschenkt wer-
den, so wie Gesinnungsethiker dies tun,
wenn sie Flüchtlinge, die nicht einmal
die Landessprache sprechen, zu «neuen
Bürgern» hochstufen.

Ausser der oben erläuterten Unter-
scheidung zwischen Einwanderungspo-
litik und Zuwanderung sowie zwischen
dieser und humanitärer Politik kommt 
noch folgender Faktor hinzu: «national
interest». Islamisten werden in vielen
ihrer eigenen islamischen Länder ver-
folgt. Dennoch sollte man ihnen kein
Asylrecht in Deutschland gewähren,
weil sie ein sicherheitspolitisches Risiko 
bilden. Man muss dieses Tabu brechen
und sagen, dass auch bei der humanitä-
ren Politik Sicherheitspolitik gleichran-
gig eine Rolle spielen muss, wenn der
Rechtsstaat keine Selbstverleugnung 
betreiben will.

Nach den Angaben des UNHCR gab 
es 2015 58 Millionen Menschen, die auf
der Flucht sind. Im Jahr 2016 ist die
Zahl sprunghaft auf 65 Millionen ange-
stiegen. In der ersten Oktoberwoche 
2016 hat Amnesty International einen
Anklagebericht gegen «reiche Länder»
veröffentlicht, die nicht bereit sind,
diese Flüchtlinge unbegrenzt aufzuneh-
men. Meine Reaktion darauf ist: Das ist 
der reine Wahnsinn. Jeder Mensch, der
ein wenig Ahnung von sozialen Syste-
men hat, muss doch wissen, dass jedes
soziale System «self-maintenance», also
Selbstbehauptung zur weiteren Exis-
tenz, erfordert. Europa würde bei der
Aufnahme von 65 Millionen Flüchtlin-
gen nicht mehr als Kontinent mit eige-
ner zivilisatorischer Identität existieren.
Diese Tatsache muss man frei ausspre-
chen dürfen, ohne als «Populist» 
beschimpft zu werden.

Die grösste Bedrohung für Europa
ist nicht die Völkerwanderung aus der

Welt des Islam, sondern der postmo-
derne kulturrelativistische Nihilismus, 
der jeden Wertebezug als Rahmen für 
Identität in Europa verleugnet. Dieser
Verlust an Identität betrifft zwei zen-
trale Eigenschaften der kulturellen
Moderne Europas: Diese sind Laizität
und säkulare Demokratie der Indivi-
duen, nicht der Kollektive. Die «neuen
Deutschen» bringen eine Weltanschau-
ung mit, die beide verleugnet.

Integration erfolgt immer in etwas,
das heisst in ein Gemeinwesen mit kul-
tureller Identität. Wenn Deutschland
seine Identität verleugnet, ist die Folge 
klar: eine Unfähigkeit zur Integration. 
Die Frage stellt sich dann: Wohin gehö-
ren die regierungspropagandistisch als 
«die neuen Deutschen» (Münkler)
deklarierten Menschen, wenn das Land
ihnen keine Identität bietet? Sie, die
sich ausgegrenzt fühlen, werden eine
Alternative suchen: Diese ist der Scha-
ria-Kopftuch-Islam als Identität, die in 
einer Parallelgesellschaft gepflegt wird. 

Die gegenwärtige Völkerwanderung
aus der Welt des Islam nach Europa
ist ein politisch-soziales Phänomen,
kein unbeeinflussbares Naturereignis. 
Europa kann sich wehren:

Links-Grüne Keulen
1.  Links-grüne mediale Herrschaft muss 

auf dem Boden einer Debating Cul-
ture infrage gestellt werden, um die
europäisch politische Kultur der
Redefreiheit wiederherzustellen. 
Anstelle von Battle Slogans (Kampf-
begriffe) und «innerer Zensur»
(Adorno) muss es möglich sein,
«unbequeme Gedanken» über die
Völkerwanderung aus der Welt des
Islam zu äussern, ohne dass dies von 
Links-Ggrünen mit Keulen «gereizt
geahndet» (Adorno) wird.

2.  Europa muss sich von einem Zuwande-
rungs- zu einem Einwanderungskonti-
nent entwickeln und eine Policy für
diesen Wandel entfalten. Auch muss
zwischen Einwanderung und humani-
tärer Politik unterschieden werden.
Humanitäre Politik ist eine Pflicht,
aber hierfür gibt es Kapazitäten, die
der globale besorgte Gutmensch nicht
anerkennt, weil dieser die Pro bleme
aller Welt auf dem deutschen Territo-
rium lösen will. Europa muss sich das
Recht nehmen, seine Grenzen zu kont-
rollieren und zu bestimmen, wer ins
europäische Haus kommt.

3.  Ohne ein Integrationskonzept, das 
politische, wirtschaftliche und kultu-
relle Voraussetzungen erfüllt, wer-
den die Newcomer ihre eigenen Par-
allelgesellschaften bilden. Unterbrin-
gung und Sprachkurse bieten keine
Integration. 

Der schlimmste Feind Europas lebt im
Inneren: Gesinnungsethik und die
manichäische Zweiteilung der Welt in
gut (nichteuropäisch, links) und böse
(das «dunkle Deutschland», so Bundes-
präsident Gauck). Ich habe Max Weber 
zitiert, dass nach dem Gesinnungsethi-
ker «aus Gutem nur Gutes und aus
Bösem nur Böses» kommen könne. 
Denn «oft ist das Gegenteil» wahr. 
Weber fügt hinzu: «Wer das nicht sieht,
ist in der Tat politisch ein Kind.» Das ist 
ein vernichtendes Urteil über die heu-
tige politische Kultur Europas.
Bassam Tibi ist emeritierter Professor für
Internationale Beziehungen in Göttingen (D).
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«Die neuen
Deutschen».
Eine Gruppe 
Asylsuchender 
unterwegs in der
Nähe von Passau,
Deutschland, im 
Oktober 2015. 
Foto Keystone

Zuwanderung wäre,
wenn gesteuert, 
eine Bereicherung
für Europa.

Im Gegensatz zu 
Migranten wird
Europäern eine eigene 
Identität untersagt.

Die grosse
Völkerwanderung
Europa muss sich wandeln: Es braucht einen Diskurs ohne
Tabus und neue Konzepte für Einwanderung und Integration


